
 

 

 

 

 

 

Medienmitteilung 

 

 

Der Regierungsrat hat in seiner Sitzung vom 4. Februar 2014 

(der letzten vor den Sportferien; nächste Sitzung: 25. Februar) 

 

Stellung bezogen 

• zur Vernehmlassung zur parlamentarischen Initiative 13.467: 

„Kostentragungspflicht für Ausgleichsenergie: Gewährleistung einer 

sicheren Stromversorgung“ (UREK-N) 

• zur Vernehmlassung zum Bundesgesetz übe die Ausweitung der 

Strafbarkeit der Verletzung des Berufsgeheimnisses (parl. I.: „Den 

Verkauf von Bankkundendaten hart bestrafen“) 

• zur Vernehmlassung zur Uebernahme der Verordnung „Einführung 

eines Eventualmechanismus für die Ueberprüfung der Anwendung des 

Schengen-Besitzstandes“ 

• zur Vernehmlassung zur Uebernahme und Umsetzung der Verordnung 

„Aenderung des Schengener Grenzkodex zwecks Festlegung einer 

gemeinsamen Regelung für die vorübergehende Wiedereinführung 

von Kontrollen an den Binnengrenzen“ 

 

 

beschlossen 

• ein öffentliches Vernehmlassungsverfahren über die Einführung 

Harmonisiertes Rechnungslegungsmodell (HRM2) bei den 

solothurnischen Einwohnergemeinden; Änderung des Gemeinde-

gesetzes  
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zu Kenntnis genommen 

• Soziale Sicherheit: Bericht „Vollzug Sozialgesetz – Entwicklung der 

Sozialkosten“ 
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